AKTENSTUCKE DER 26. LANDESSYNODE NR. 3 D

Tatigkeitsbericht
des Landessynodalausschusses zur IV. Tagung der 26. Landessynode

Hildesheim, 25. Mai 2021

Der Landesynodalausschuss (LSA) erstattet flir den Zeitraum von Dezember 2020 bis Mai
2021 folgenden Tatigkeitsbericht:

I.

Rechtsfragen

1. Rechtsverordnung zur Anderung der Finanzausgleichsverordnung (FAVO)

Das Landeskirchenamt (LKA) hat dem LSA die Rechtsverordnung zur Anderung der
Finanzausgleichsverordnung (FAVO) zur Zustimmung vorgelegt und zum Hintergrund
berichtet.

Nach der bisher geltenden Fassung von § 12 Absatz 1 FAVO missten die in den Grund-
standards formulierten Dimensionen und qualifizierten Anforderungen von den Kir-
chenkreisen in die Abwagungsprozesse zur Gestaltung der Finanzplanung einbezogen
und in angemessener Weise beriicksichtigt werden. Es ist dabei den Kirchenkreisen
Uberlassen gewesen, welche Schwerpunktsetzung sie zwischen den Handlungsfeldern,
die durch die Grundstandards konkretisiert werden, vornehmen wollen. Somit konnten
nicht alle Aspekte der Grundstandards in der Arbeit der Kirchenkreise vorkommen,
aber doch in den Planungsprozessen mitbedacht werden miissen. Dies habe zu einem
erheblichen Mehraufwand in den Kirchenkreisen gefihrt. Im Zuge eines Veranderungs-
prozesses wurden die Grundstandards aus den Jahren 2010 und 2015 vom LKA

aufgehoben.

Die neuen Vorlagen fiir jedes der neun Handlungsfelder konzentrieren sich auf finf
Leitfragen und sollen die Planungsprozesse in den Kirchenkreisen vereinfachen. Zu den
neun Handlungsfeldern, die in der Neufassung von § 12 FAVO genannt sind, sollen die

Kirchenkreise fiir den neuen Planungszeitraum inhaltliche Konzepte entwickeln und in



AKTENSTUCK NR. 3 D SEITE 2

angemessenem Umfang Mittel zur Verfligung stellen, um die Konzepte zu verwirk-
lichen. In die Neufassung des § 12 der FAVO sind die Erfahrungen und Rickmeldungen
aus den Kirchenkreisen zum letzten Planungszeitraum eingeflossen. Neu hinzugekom-
men sind mit der Neufassung die kirchlichen Handlungsfelder "Kirche im Dialog" sowie
"Gebdaudemanagement und Klimaschutz". Optional soll es neben diesen Handlungsfel-
dern auBerdem ein sogenanntes "Jokerblatt" geben, in dem die Kirchenkreise das

fixieren kénnen, was ihnen Ubergeordnet oder zusatzlich wichtig ist.

Zu den neuen Konzeptvorlagen hat das LKA von Juni bis Oktober 2020 ein Stellung-
nahmeverfahren durchgefiihrt, in dessen Rahmen die Kirchenkreisvorstande, die Kir-
chenamter und die Kirchenkreissynoden Gelegenheit zur Stellungnahme hatten. Eine

Ubersicht der Stellungnahmen hat dem LSA vorgelegen.

Der LSA hat seine Zustimmung zur Neufassung von § 12 FAVO gemaB Artikel 73

der Kirchenverfassung erteilt.

2. Rechtsverordnung zur Anderung der Rechtsverordnung iiber die Gewdhrung von Zula-

gen nach dem Kirchengesetz zur Erganzung des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes

der Evangelischen Kirche in Deutschland

Die Rechtsverordnung hat bereits dem LSA der 25. Landessynode vorgelegen. Inhalt-
lich hatte der LSA zur damaligen Zeit keine Bedenken und hatte ihr zustimmen kénnen,
hat sich aber darauf verstandigt, dass eine Zustimmung zur Gewahrung von Zulagen
grundsatzlich im Rahmen der Haushaltsberatungen erfolgen soll. Die in der Rechtsver-
ordnung konkret genannten Zulagen sind im Haushaltsplan fir die Jahre 2021 und
2022 ausgewiesen. Allerdings hatte der LSA bisher der Rechtsverordnung noch nicht
formal zugestimmt. Uber die Gewahrung weiterer Zulagen soll nach der geltenden
Absprache wieder zu den Haushaltsberatungen fir die Jahre 2023 und 2024 gesammelt

beraten werden.

Der LSA hat seine Zustimmung zur Rechtsverordnung nach Artikel 73 der Kirchen-

verfassung erteilt.

3. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung der Beteiligung eines Kirchenkreises im

Evangelisch-lutherischen Kirchenzentrumsverband Osterholz-Scharmbeck

Das LKA hat dem LSA den Entwurf einer Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung
der Beteiligung eines Kirchenkreises im Evangelisch-lutherischen Kirchenzentrumsver-

band Osterholz-Scharmbeck zur Beschlussfassung vorgelegt und berichtet.
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Die Verordnung regelt, dass dem Kirchengemeindeverband "Evangelisch-lutherischer
Kirchenzentrumsverband Osterholz-Scharmbeck" abweichend von der Regelung des
Regionalgesetzes nicht mehr nur Kirchengemeinden, sondern auch ein Kirchenkreis
angehdren kdénnen. Des Weiteren bestimmt die Verordnung, dass allein das LKA die
Aufsicht Uber den Kirchengemeindeverband fihrt. Zudem wird geregelt, dass die
Beteiligten Uber ihre Erfahrung mit der Ausfiihrung der Verordnung regelmaBig dem
LKA zu berichten haben.

Zum Hintergrund der Verordnung hat das LKA erklért, dass zum 1. Juli 2021 ein Kir-
chengemeindeverband errichtet werden soll, dem neben der o6rtlichen Kirchenge-
meinde St. Willehadi auch der Kirchenkreis Osterholz-Scharmbeck angehdren soll. Der
Kirchengemeindeverband soll zuklinftig als Trager des neu gebauten Kirchenzentrums
dienen. Nach den Bestimmungen des Regionalgesetzes kénnen einem Kirchengemein-
deverband als Mitglieder ausschlieBlich Kirchengemeinden angehdren. Nach § 1 Absatz
1 Nr. 4 des Zweiten Erprobungsgrundlagengesetzes besteht jedoch auch die Méglich-
keit, dass Kirchenkreise einem Kirchengemeindeverband angehéren kénnen. Die Ein-
zelregelungen eines solchen Erprobungsfalles sind dann durch eine Verordnung mit
Gesetzeskraft zu treffen. Dies, hat das LKA erklart, soll mit der nun vorgelegten Ver-

ordnung geschehen.

Der LSA hat die Regelung diskutiert und die vorgelegte Verordnung mit Gesetzes-
kraft zur Erprobung der Beteiligung eines Kirchenkreises im Evangelisch-luthe-
rischen Kirchenzentrumsverband Osterholz-Scharmbeck beschlossen und legt sie

der Landessynode mit Aktenstlck Nr. 35 zur Bestatigung vor.

4. 4. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Anderung der Verordnung mit Gesetzeskraft zur

Sicherung der Handlungsfahigkeit der kirchlichen Kérperschaften

Das LKA hat dem LSA den Entwurf einer 4. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Anderung
der Verordnung mit Gesetzeskraft zur Sicherung der Handlungsféhigkeit der kirchlichen

Kérperschaften mit der Bitte um Beschlussfassung vorgelegt.

Das LKA hat dem LSA einige Erlduterungen zum Entwurf gegeben. So wird mit der
Anderungsverordnung die Giiltigkeit der Verordnung mit Gesetzeskraft zur Sicherung
der Handlungsfahigkeit der kirchlichen Kérperschaften Gber den 31. Marz 2021 hinaus
bis zum 31. Dezember 2021 verldngert. Zum anderen enthélt der Entwurf der Ande-
rungsverordnung redaktionelle Anderungen und ergénzende Regelungen. So wird die
Regelung aufgenommen, dass an einer schriftlichen geheimen Abstimmung oder Wahl

im Anschluss an eine digitale Kirchenkreissynode nur diejenigen Mitglieder und
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stellvertretenden Mitglieder teilnehmen koénnen, die auch an der vorangegangenen
digitalen Tagung teilgenommen haben. Hintergrund ist, dass nur diese Personen Uber
die fir eine Wahl oder Abstimmung erforderlichen Kenntnisse aus den Beratungen der
Kirchenkreissynode verfiigen. Eine weitere Anderung betrifft die Regelung zur Super-
intendenturwahl, die hauptsachlich aus den Erfahrungen der Kirchenkreise Grafschaft
Schaumburg und Stolzenau-Loccum mit bereits durchgefiihrten Wahlen resultiert. Die
Verordnung stellt nun klar, dass bei einer Superintendenturwahl anstelle einer zeitlich
gestaffelten Vorstellung der Kandidatinnen und Kandidaten mit anschlieBender Brief-
wahl auch eine Vorstellung der Kandidatinnen und Kandidaten in einer digitalen Tagung
der Kirchenkreissynode und eine Briefwahl miteinander kombiniert werden kénnen.
Zudem wird dem Vorstand der Kirchenkreissynode nun die Mdglichkeit gegeben, die

Frist fir den Abschluss des ersten Wahlgangs um bis zu eine Woche zu verlangern.

Der LSA hat die erganzenden Regelungen beflirwortet.

Der LSA hat die 4. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Anderung der Verordnung
mit Gesetzeskraft zur Sicherung der Handlungsfahigkeit der kirchlichen Kérper-
schaften beschlossen und legt sie der Landessynode mit Aktenstlick Nr. 36 zur

Bestatigung vor.

5. Anderung der Satzung des Diakonischen Werkes evangelischer Kirchen in Niedersach-
sen e.V. (DWiN)
Das LKA hat dem LSA die geplanten Anderungen in der Satzung des DWiN, die von der

Mitgliederversammlung des DWIN am 16. November 2020 beschlossen worden sind,
vorgelegt und gemaB § 13 Absatz 2 des Kirchengesetzes (iber die Ordnung der diako-
nischen Arbeit der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (Diakoniegesetz)

um sein Einvernehmen gebeten.

Das LKA hat einige weitere kurze Erlduterungen gegeben. Die beschlossenen Anderun-
gen sind im Wesentlichen redaktioneller Art. Sie sind zum einen eine Reaktion auf die
besonderen Umstdnde aufgrund der Corona-Pandemie und dabei im Wesentlichen
Anderungen zur Digitalisierbarkeit von Versammlungen und Organ-Sitzungen. Zum an-
deren wird die Vorgabe, wonach eine Mitgliederversammlung jahrlich stattzufinden hat,
gelockert. Hintergrund ist, dass aufgrund moglicher Versammlungsverbote durch Vor-
gaben zur Einschrankung der Corona-Pandemie einer strengen Satzungsvorgabe u.U.
nicht gefolgt werden kann. Weiterhin soll die Ausschlussfrist flir Antrage zur Tagesord-
nung der Mitgliederversammlung um eine Woche verlangert werden. Weiterhin sind

eine Neuregelung zur Anwendung des Mitarbeitervertretungsgesetzes und zwei
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redaktionelle Anpassungen an die neue Kirchenverfassung der Evangelisch-luthe-

rischen Landeskirche Hannovers vorgesehen.

Der LSA hat sein Einvernehmen nach § 13 Absatz 2 des Diakoniegesetzes erteilt.

6. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung eines kompetenzbezogenen Modells fiir

die Beurteilung und die Personalauswahl in der kirchlichen Verwaltung

Das LKA hat dem LSA den Entwurf einer Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung
eines kompetenzbezogenen Modells flr die Beurteilung und die Personalauswahl in der
kirchlichen Verwaltung zur Beschlussfassung vorgelegt. Die Verordnung mit Gesetzes-
kraft dient der Konkretisierung des im November 2020 von der Landessynode beschlos-

senen Erprobungsgesetzes.

Das LKA hat einige weitere Erlauterungen gegeben. Mit dem Kirchengesetz zur Erpro-
bung neuer Modelle fiir die Personalentwicklung der kirchlichen Verwaltung hat die
Landessynode wahrend ihrer III. Tagung im November 2020 in § 3 Absatz 2 des
landeskirchlichen Ergénzungsgesetzes zum Kirchenbeamtengesetz der EKD das nach
Artikel 77 der Kirchenverfassung erforderliche Erprobungsgesetz geschaffen, das zur
Erprobung anderer Formen der Feststellung von Eignung, Befahigung und fachlicher
Leistung sowie der Beurteilung von Kirchenbeamtinnen und -beamten im LKA und in
den kirchlichen Verwaltungsstellen Abweichungen vom geltenden Kirchenbeamten-
recht zulasst. Wesentliche Grundlage der Erprobungsregelung ist das Kompetenzmo-
dell, welches im Zusammenhang mit dem Rahmenkonzept fur die Personalentwicklung
in der landeskirchlichen Verwaltung vom LKA und den Kirchenkreisen als Trager der
Kirchenamter entwickelt und 2017 vom LKA beschlossen worden ist. Das Kompetenz-
modell, zu welchem dem LSA ebenfalls Erlauterungen vorgelegen haben, umfasst die
Fachkompetenz sowie allgemeine Kompetenzen, die zu den Kompetenzfeldern person-
liche Kompetenz, Sozialkompetenz und Methodenkompetenz sowie bei Fihrungskraf-

ten erganzend Flihrungskompetenz, zusammengefasst werden.

Gelten soll die Erprobungsregelung aus der Verordnung zunéachst fir die Kirchenbeam-
tinnen und Kirchenbeamten im LKA, wobei die Kollegmitglieder als Mitglieder eines
kirchenleitenden Organs ausgenommen sind. Eine Erweiterung auf Beamtinnen und
Beamte in den Kirchenamtern, ebenso wie auch auf Beamtinnen und Beamte in lan-

deskirchlichen Verwaltungsstellen auBerhalb des LKA ist denkbar.

Das LKA hat erldutert, dass nach § 8 Absatz 1 des Kirchenbeamtengesetzes der EKD

Bewerberinnen und Bewerber nach Eignung, Befahigung und fachlicher Leistung unter
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Bericksichtigung der Besonderheiten des kirchlichen Dienstes auszuwahlen sind. Dies
heiBt nach der Rechtsprechung der staatlichen Gerichte, an der sich auch die kirch-
lichen Gerichte orientieren, dass diese Voraussetzungen fiir den Zugang zu 6ffentlichen
Amtern unabh&ngig von dem konkret zu besetzenden Dienstposten nach dem Inhalt
der Personalakten und den darin enthaltenen Beurteilungen der Bewerberinnen und
Bewerber, vor allem nach deren Gesamtnote, zu ermitteln sind. Eine Ubereinstimmung
zwischen Person und Stelle I&sst sich jedoch mit Hilfe des Kompetenzmodells wesent-
lich besser ermitteln, weshalb § 3 der Verordnung mit Gesetzeskraft festschreibt, dass
Eignung, Befahigung und fachliche Leistung bei der Besetzung eines Dienstpostens in
Bezug auf die Kompetenzen zu ermitteln sind, die fir das Anforderungsprofil des
Dienstpostens maBgeblich sind. Grundlage der Ermittlung von Kompetenzen solle ein

strukturelles Auswahlgesprach oder ein anderes strukturiertes Auswahlverfahren sein.

Die Verordnung mit Gesetzeskraft soll zum 1. Juni 2021 in Kraft treten und ist bis zum
31. Dezember 2025 befristet. Ziel soll es sein, dass die 26. Landessynode Gelegenheit
hat, sich vor dem Ende ihrer Amtszeit mit dem Ergebnis einer Evaluation der Erprobung
auseinanderzusetzen und zu entscheiden, ob die Erprobungsregelung in dauerhaftes

Recht Uberfuhrt werden soll.

Das LKA hat auf Nachfrage erklart, dass es keine vergleichbaren Erprobungsmodelle in
anderen Landeskirchen gibt und die Kommunikation in die Mitarbeiterschaft Uber die

Beteiligung der Mitarbeitervertretung im LKA gesichert ist.

Der LSA hat die gemaB Artikel 77 Absatz 3 der Kirchenverfassung notwendige
Verordnung mit Gesetzeskraft zur Erprobung eines kompetenzbezogenen Modells
fir die Beurteilung und die Personalauswahl in der kirchlichen Verwaltung
beschlossen und legt sie der Landessynode mit Aktenstlick Nr. 45 zur Bestatigung

vor.

7. Stellungnahme des LKA zum Entwurf einer gesetzesvertretenden Verordnung zur

Anderung des Datenschutzgesetzes der EKD

Das Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) hat die Evangelisch-
lutherische Landeskirche Hannovers um Stellungnahme zum Entwurf einer gesetzes-
vertretenden Verordnung zur Anderung des Datenschutzgesetzes der EKD gebeten.
Nach Artikel 76 Absatz 1 der Kirchenverfassung bedarf die Stellungnahme der Zustim-
mung des LSA, worum das LKA gebeten hat.
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Das LKA hat dem LSA einige Erlauterungen gegeben. Im Rahmen der Aufarbeitung der
Falle von sexualisierter Gewalt in der evangelischen Kirche soll nach den Beschlissen
der EKD-Synode vom November 2018 auch eine externe wissenschaftliche Gesamt-
studie erstellt werden, die die systematisch bedingten Risikofaktoren speziell der evan-
gelischen Kirche analysiert. Mit der Durchfiihrung der Studie hat die EKD einen inter-
disziplindren Verbund von Hochschulen, Universitaten und auBeruniversitaren
Forschungseinrichtungen unter der Leitung der Hochschule Hannover beauftragt. Im
Rahmen eben dieser Studie werde es erforderlich sein, neben Sachakten auch auf die
Personalakten von Personen zurlickzugreifen, von denen bekannt ist oder angenom-
men wird, dass sie in der Vergangenheit sexualisierte Gewalt ausgelbt haben. Um
hierflir die erforderlichen Rechtsgrundlagen zu schaffen, wurden anlasslich der EKD-
Synode im November 2020 das Pfarrdienst-, das Kirchenbeamten- und das Disziplinar-

gesetz der EKD entsprechend geandert.

Ein Gutachten vom 17. Februar 2021 des Kirchenrechtlichen Instituts der EKD kommt
nun zu dem Ergebnis, dass die vorgeschlagenen Regelungen keine ausreichende
Rechtsgrundlage fir die Heranziehung von Akten Uber privatrechtlich Beschaftigte und
ehrenamtliche Mitarbeitende enthalten. Infolgedessen schlagt das Kirchenamt der EKD
vor, anstelle von Regelungen im Dienstrecht, durch eine gesetzesvertretende Verord-
nung eine Spezialregelung fir die institutionelle Aufarbeitung sexualisierter Gewalt im

Datenschutzgesetz der EKD zu schaffen.

Das LKA hat dem LSA die Anmerkungen, die das Landeskirchenamt in seiner Stellung-
nahme zur gesetzesvertretenden Verordnung macht, vorgestellt und darauf hingewie-
sen, dass ein Zugriff auf Akten von Einzelpersonen nur in Einzelfallen gewahrt werden

wird, wenn durch die vorherigen Untersuchungen Muster erkennbar werden.
Der LSA hat der Stellungnahme des Landeskirchenamtes zum Entwurf einer
gesetzesvertretenden Verordnung zur Anderung des Datenschutzgesetzes der

EKD gemal Artikel 76 Absatz 1 der Kirchenverfassung zugestimmt.

8. 5. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Anderung der Verordnung mit Gesetzeskraft zur

Sicherung der Handlungsfahigkeit der kirchlichen Kérperschaften

Dem LSA hat der Entwurf der 5. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Anderung der
Verordnung mit Gesetzeskraft zur Sicherung der Handlungsfahigkeit der kirchlichen
Kérperschaften mit der Bitte um Beschlussfassung gemaB Artikel 71 Absatz 1 Satz 1

der Kirchenverfassung vorgelegen.
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Das LKA hat dem LSA einige Erlauterungen zur Verordnung gegeben. Diese beziehe
sich vorrangig auf die im Frihjahr d.J. anstehenden turnusmaBigen Neuwahlen flir den
Vorsitz und stellvertretenden Vorsitz im Kirchenvorstand. Hierzu schreibt die Kirchen-
gemeindeordnung eine geheime Wahl vor. Aufgrund der Tatsache, dass viele Kirchen-
vorstande angesichts der anhaltenden Corona-Pandemie gegenwartig nur digital tagen
und bei digitalen Sitzungen ohne eine spezielle Abstimmungssoftware keine geheime
Wahl durchgefiihrt werden kann, soll mit der Verordnung eine Rechtsgrundlage fir die
ausnahmsweise andere Art und Weise der Durchfiihrung dieser geheimen Wahlen ge-
schaffen werden. Zusatzlich regelt die Verordnung, dass geheime Wahlen im Kirchen-
vorstand als vereinfachte Briefwahl stattfinden kénnen. Nach der Verordnung besteht
flr die Wahl des Vorsitzes und des stellvertretenden Vorsitzes im Kirchenkreisvorstand
ausnahmsweise die Mdglichkeit der offenen Wahl, sofern alle anwesenden Kirchenvor-
standsmitglieder einverstanden sind. Fir den Fall, dass eine offene Wahl nicht in Be-
tracht komme, benennt die Verordnung als weitere Mdglichkeit die Durchfiihrung einer

vereinfachten Briefwahl.

Der LSA hat die 5. Verordnung mit Gesetzeskraft zur Anderung der Verordnung
mit Gesetzeskraft zur Sicherung der Handlungsfahigkeit der kirchlichen Kérper-
schaften gemaB Artikel 71 Absatz 1 Satz 1 der Kirchenverfassung beschlossen und

legt sie der Landessynode mit Aktenstick Nr. 49 zur Bestatigung vor.

II.

Finanzfragen

9. Durchschnittsbetrdge fiir die Verrechnung der Pfarrbesoldung und -versorgung mit der

Gesamtzuweisung der Kirchenkreise nach § 10 Absatz 2 des Finanzausgleichsgesetzes
(FAG) im Planungszeitraum von 2023 bis 2028

Das LKA hat dem LSA die Durchschnittsbetrdge zur Benehmensherstellung vorgelegt

und erlautert.

Nach § 10 des FAG werden die Aufwendungen der Landeskirche fir die Besoldung und
Beitrage flr die Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer, die im Kirchenkreis eine
Pfarrstelle innehaben, mit ihrer Versehung beauftragt sind oder einen auf den Kirchen-
kreis bezogenen Auftrag besitzen, mit der Gesamtzuweisung verrechnet. Die Verrech-
nung erfolgt nach § 10 Absatz 2 FAG monatsweise auf der Grundlage von Durch-
schnittsbetragen. Diese Durchschnittsbetrége werden nach § 5 der FAVO durch das

LKA im Benehmen mit dem LSA festgesetzt.



AKTENSTUCK NR. 3 D SEITE 9

10.

11.

Der Durchschnittsbetrag fiir den Planungszeitraum 2023 bis 2028 fir eine volle Pfarr-
stelle erhoht sich auf 105 000 Euro und der Durchschnittsbetrag fliir eine Superinten-
dentur-Pfarrstelle erhoht sich auf 130 700 Euro. Die Berechnung der Betrage durch das

LKA hat dem LSA vorgelegen.

Das LKA hat erklart, die hoheren Betrage ergeben sich u.a. daraus, dass in diesem
Planungszeitraum mehr Pastorinnen und Pastoren mit Erreichen des 53. Lebensjahres
in die Besoldungsstufe A14 durchgestuft werden als noch im Jahr 2014. Zudem ist flr
die Berechnung des Durchschnittsbetrages fiir eine Pfarrstelle erstmals eine Mischkal-
kulation der Aufwendungen flr 6ffentlich-rechtliche und privatrechtlich beschaftigte
Pastorinnen und Pastoren erfolgt. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass
zunehmend Pfarrstellen von Pastorinnen und Pastoren im privatrechtlichen Beschaf-

tigungsverhaltnis besetzt werden.

Der LSA hat gemaBl § 5 FAVO sein Benehmen zu den Durchschnittsbetréagen
hergestellt.

Freigabe der Mittel der Kostenstelle 1000-02106 Regionalzentren Kirchenmusik im
Teilergebnishaushalt 1000-02100 im Haushaltsplan fiir die Jahre 2021 und 2022
Das LKA hat den LSA um Aufhebung des Sperrvermerkes bei der Kostenstelle 1000-

02106 im Haushaltsplan fir die Jahre 2021 und 2022 gebeten. Als Voraussetzung fir
die Freigabe der Haushaltsmittel ist im Haushaltsplan die Vorlage einer Konzeption
vorgesehen, die gleichzeitig erfolgte. Der Konzeptentwurf flir die Regionalzentren fir
Kirchenmusik vom 26. November 2020 hat dem LSA vorgelegen. Das LKA hat berich-
tet, dass die Organisationsform der Regionalzentren, insbesondere die Dienstaufsicht
durch eine Regionalbischéfin oder einen Regionalbischof, nach zwei Jahren evaluiert

werden soll.

Der LSA hat die Aufhebung des Sperrvermerks an der Kostenstelle 1000-02106
im Haushaltsplan flr die Jahre 2021 und 2022 gemaB Artikel 49 Absatz 2 Nr. 6

der Kirchenverfassung beschlossen.

Bericht (iber die Priifung der Jahresabschliisse 2018 und 2019
Der Prifbericht des Oberrechnungsamtes der EKD (ORA) hat dem LSA und dem

Finanzausschuss vorgelegen. GemaB Artikel 49 Absatz 3 Nr. 9 der Kirchenverfassung

obliegt dem LSA u.a. die Entscheidung Uber die Entlastung des LKA. Bei der Beschluss-

fassung Uber die Entlastung ist der Finanzausschuss der Landessynode zu beteiligen.
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Gegenstand der vom ORA durchgefiihrten Prifung war zum einen die Rechnungslegung
des zentralen Haushalts der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers fir die
Haushaltsjahre 2018 und 2019 sowie einzelner Sonderrechnungen. Dabei wurde
geprift, ob die in den vorgelegten Jahresabschliissen und die in den Blichern aufge-
fihrten Betrage Ubereinstimmen und die gepriften Buchungen ordnungsgemaB belegt
sind, die Rechnungslegung den rechtlichen Anforderungen entspricht und im Wesent-
lichen ein zutreffendes Bild von der Ergebnis-, Finanz- und Vermdgenslage der hanno-
verschen Landeskirche vermittelt und die flr das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-

wesen maBgebenden Bestimmungen eingehalten worden sind.

Weiterhin hat das ORA die Haushalts- und Wirtschaftsfihrung der Landeskirche
geprift. Das ORA hat in diesem Zusammenhang gepriift, ob die Kirche die ihr anver-
trauten Mittel zweckentsprechend, wirtschaftlich und sparsam verwendet, in welchen
Fallen von Bedeutung die fiir die Haushalts- und Wirtschaftsfiihrung geltenden Vor-
schriften und Grundsatze nicht beachtet worden sind und welche MaBnahmen aufgrund

der Prifungsergebnisse fir die Zukunft empfohlen werden kénnen.

In dem vorgelegten Prifbericht wurden zwei Jahresabschliisse gleichzeitig geprift, was
durch eine konzeptionelle Umstellung in der Erstellung der Jahresabschllisse begriindet

ist. Zukinftig soll wieder ein zeitnaher Bericht erfolgen kénnen.

Das ORA hat einige einflihrende Erlduterungen gegeben und ist im Folgenden auf einige
Punkte im Bericht besonders eingegangen. Das ORA hat festgestellt, dass die Rech-
nungslegung und Buchflihrung der Landeskirche nicht zu beanstanden sind und auch
die Kassenfiihrung ordnungsgemabn erfolgt ist. Die Sonderrechnungen, die derzeit noch
erfolgen, sollen bis zum Jahr 2025 sukzessive in den Haushalt der Landeskirche inte-
griert werden. Seit dem Haushaltsjahr 2015 ist kein technischer Jahresabschluss mehr

erstellt worden, was aber fiir die Ubersichtlichkeit der Buchungen nétig ist.

Auf Nachfrage dazu erklart das LKA, dass alle in der Kassengemeinschaft befindlichen
Einrichtungen Jahresabschlisse dafir erstellt haben miissen, dies bisher aber nicht der

Fall ist. Fiir einzelne Buchungskreise kann kein Jahresabschluss erstellt werden.

Die Jahresabschlisse fur die Jahre 2018 und 2019, so hat das ORA festgestellt, sind

ordnungsgemaf und fristgerecht erstellt worden.

Das ORA hat in seinem Prifbericht zudem festgestellt, dass die Investitions- und

Finanzierungsplane fir die Haushaltsjahre 2018 und 2019 nicht ausgeglichen sind und
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daher nicht den haushaltsrechtlichen Bestimmungen entsprechen. In den Investitions-
und Finanzierungsplanen wird kein Nachweis darliiber gegeben, ob die Investitionen

aus eigenen Mitteln oder aus Fremdmitteln bestritten werden sollen.

Bei der Prifung der unselbstandigen Einrichtungen, die bisher als Sonderrechnung
gefuhrt worden sind, hat das ORA festgestellt, dass die Haushaltspléne einiger Einrich-
tungen nicht den haushaltsrechtlichen Vorgaben fiir die Haushaltsplanung

entsprechen.

Zudem hat das ORA in seinem Bericht festgestellt, dass die Jahresabschlliisse der

Sonderrechnungen nicht fristgerecht erstellt worden sind.

Bei der Priifung der Sonderrechnungen hat das ORA zudem festgestellt, dass innerhalb
eines Jahresabschlusses das in der Ergebnisrechnung ermittelte Bilanzergebnis nicht
mit dem in der Bilanz nachgewiesenen Bilanzergebnis Gbereinstimmt. Um dies zu ver-
meiden hat das ORA empfohlen, grundsatzlich eine Ergebnis-Verwendungsbuchung
des Vorjahresergebnisses sicherzustellen, damit die im System der doppelten Buch-
flihrung angelegte Koharenz zwischen Ergebnisrechnung und Bilanz jederzeit erkenn-
bar bleibt.

AnschlieBend an den allgemeinen Uberblick iber die Sonderrechnungen hat das ORA

die Prifung einzelner Sonderrechnungen genauer vorgestellt.

Der LSA und der Finanzausschuss haben die Ergebnisse der Priifung diskutiert.

Der LSA hat daran erinnert, dass bei der Beratung lber die Ordnung fir die Evan-
gelische Medienarbeit (EMA) kritisch angemerkt worden ist, dass das Kuratorium
bei Haushaltsfragen nicht ausreichend beteiligt werde und somit das synodale Ele-
ment fehlt. Diese Kritik hatte seinerzeit der LSA der 25. Landessynode bei der
Beratung zur Ordnung fir die EMA geduBert.

Der LSA und der Finanzausschuss haben mit dem LKA beraten, ob es mdglich ist,
die Sonderrechnungen zu einem fritheren Zeitpunkt als vorgesehen in den landes-
kirchlichen Haushalt zu integrieren. AbschlieBend wurde daflr pladiert, den aktu-
ellen Plan beizubehalten, nachdem das Schulwerk voraussichtlich im Jahr 2022,
das Haus kirchlicher Dienste im Jahr 2023 und die Akademie Loccum im Jahr 2025

in den landeskirchlichen Haushalt Gberfiihrt sein sollen.
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12.

13.

Beide Ausschlisse haben abschlieBend gemeinsam Uber die Entlastung des LKA

beraten.

HierlGber entscheidet nach Artikel 49 Absatz 3 Nr. 9 der Kirchenverfassung der LSA
unter Beteiligung des Finanzausschusses der Landessynode. Eine Entlastung ist gemaf
§ 85 Absatz 1 Satz 1 der Rechtsverordnung Uber das Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen im Rechnungsstil der doppelten Buchflihrung (HO-Doppik) zu erteilen,
wenn die prifende Stelle bestatigt, dass keine wesentlichen Beanstandungen vorliegen
oder dass die Beanstandungen ausgeraumt sind. Das ORA hat nach Prifung festge-
stellt, dass die im Bericht getroffenen Feststellungen nicht gegen eine Entlastung des

LKA sprechen. Das Prifungsergebnis liegt diesem Bericht als Anlage bei.

Der Finanzausschuss hat dem LSA empfohlen, dem LKA die Entlastung zu erteilen.
AnschlieBend hat der LSA beschlossen, dem LKA nach Artikel 49 Absatz 3 Nr. 9

der Kirchenverfassung die Entlastung zu erteilen.

Der LSA hat den Finanzausschuss im Rahmen der Beratungen uber die Prifung
der Jahresabschliisse gebeten, neue Regelungen flir die Haushaltsbewirtschaftung

der EMA und ggdf. einer starkeren Beteiligung des Kuratoriums zu beraten.

Freigabe von Mitteln im Teilergebnishaushalt 1000-38700 flir zwei Projekte des

Ev.-luth. Missionswerkes in Niedersachsen (ELM) im Bereich der Geflliichteten zur

Bekampfung der Fluchtursachen in Afrika

Das LKA hat den LSA um Freigabe der entsprechenden Mittel gebeten. Hierbei ist Gber
die Mittelfreigabe fir zwei Projekte in H6he von 128 194,78 Euro und 286 800,02 Euro

beraten worden. Das LKA hat dazu einige Erlduterungen gegeben.
Der LSA hat seine Zustimmung zur Freigabe der vorgenannten Mittel aus dem
Teilergebnishaushalt 1000-38700 flr zwei Projekte des ELM im Bereich der

Gefllichteten zur Bekampfung der Fluchtursachen in Afrika erteilt.

Freigabe von Mitteln im Teilergebnishaushalt 1000-92960 fir das Férderprogramm

"Attraktives Gemeindeburo"
Das LKA hat um Freigabe der im Haushaltsplan fir die Jahre 2021 und 2022 flr das

Jahr 2022 unter der Kostenstelle 1000-92960 mit einem Sperrvermerk versehenen

Mittel gebeten. Zur weiteren Erldauterung haben dem LSA der Entwurf einer Rundver-
figung zur Bereitstellung von Sondermitteln fir das Férderprogramm "Attraktives
Gemeindebliro" sowie die Handreichung zum Férderprogramm und der Entwurf flr

einen Informationsflyer vorgelegen.
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Das LKA hat dem LSA die drei forderfahigen Grundmodelle, wie sie auch im Entwurf

der Rundverfiigung vorgestellt werden, erlautert.

Die landeskirchliche Férderung innerhalb dieser drei Modelle umfasst einen Projektzeit-
raum von vier Jahren, 80 % der Mehrkosten fir bis zu zehn Mehrstunden der beteilig-
ten Sekretarinnen und Sekretdre flir die Modellentwicklung im Jahr der Umsetzung,
70 % der Mehrkosten fur bis zu zehn Mehrstunden der beteiligten Sekretdarinnen und
Sekretare im Jahr der Einfihrung des neuen Modells, 50 % der Investitionskosten (ein-
malig), im zweiten Jahr nach der Einfihrung 60 % der erweiterten reguldren Personal-
und Sachkosten und im dritten Jahr 50 % der erweiterten reguldren Personal- und
Sachkosten und 100 % der Kosten fiir Supervision, Gruppen- und Einzelcoaching flr
samtliche Beteiligte. Eine Antragsstellung beim LKA soll ab dem 1. September 2021
moglich sein. Ein Bewilligungsausschuss soll die Antrdage sichten und Uber die Foérde-

rung entscheiden.

Das LKA hat erklart, Zweck des Férderprogramms ist die Steigerung der Attraktivitat
des Ehrenamtes und des Pfarramtes sowie eine Férderung der Zusammenarbeit der
Kirchengemeinden. Ziel ist nicht, lediglich Verwaltungsaufgaben auszubauen und zu
fordern. Zum Abschluss der Férderprogramms sollen die Ergebnisse der Landessynode

vorgestellt werden.

Der LSA hat grundsatzliche Zustimmung zum Férderprogramm geduBert, sieht
aber z.T. den mit dem 1. September 2021 bereits recht zeithahen Termin fir die
Antragstellung kritisch. Hierdurch kann fir einige Kirchengemeinden Zeitdruck bei

der Antragstellung entstehen, um noch von der Forderung profitieren zu kénnen.

Dazu hat das LKA erklart, dass bei einer geplanten Laufzeit des Programms von acht
Jahren eine Antragstellung auch erst in den Folgejahren méglich ware, sofern Haus-

haltsmittel in die Haushaltsplane flir die kommenden Jahre eingestellt werden.

Der LSA hat eine Schwierigkeit in der geplanten Finanzierung von Eigenanteilen

durch die Kirchengemeinden gesehen.

Dazu hat das LKA erklart, dass die Eigenbeteiligung auch aus Mitteln des Kirchenkrei-

ses, z.B. Vakanzmitteln, bestritten werden kann.

Insgesamt hat der LSA den Beginn bereits in diesem Jahr positiv beurteilt und hat
eine Unterstlitzung von Ehrenamtlichen und die Steigerung der Attraktivitat des

Pfarrberufs beflirwortet.



AKTENSTUCK NR. 3 D SEITE 14

14.

15.

16.

17.

Der LSA hat die Freigabe der im Haushaltsplan fir das Jahr 2022 unter der

Kostenstelle 1000-92960 mit einem Sperrvermerk versehenen Mittel erteilt.

Zudem hat er beflirwortet, im Erfolgsfall Haushaltsmittel in den kommenden Haus-

haltsjahren zur Verfiigung zu stellen.

Freigabe von Mitteln im Teilergebnishaushalt 1000-38700 fiir ein Projekt des ELM im

Bereich der Geflichteten zur Bekampfung von Fluchtursachen in Afrika

Dem LSA hat dazu ein Schreiben des LKA vorgelegen in dem es um Freigabe der ent-
sprechenden Mittel in Ho6he von 76 000 Euro bittet, die fiir ein Projekt zur Begleitung

von Geflichteten in Afrika bestimmt sind.

Der LSA hat seine Zustimmung zur Freigabe der vorgenannten Mittel aus dem
Teilergebnishaushalt 1000-38700 erteilt.

Bericht zur Finanzlage und zur Kirchensteuerentwicklung

Der LSA hat sich bei verschiedenen Gelegenheiten vom LKA (ber die Finanzlage

der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers berichten lassen.

Diskussion Uber die Klrzung der Gesamtzuweisung im Anschluss an die III. Tagung

der Landessynode

Der LSA hat in zwei Sitzungen Uber eine Klirzung der Gesamtzuweisung an die
Kirchenkreise im Jahr 2020 beraten und das Thema auch im Rahmen der Bera-

tungen lber den Jahresabschluss erértert.

Bericht zur Umsetzung der Doppik und Einfihrung der Umsatzsteuer in den Kirchen-

kreisen
LSA und Finanzausschuss haben sich vom Rechnungspriifungsamt des Landeskirchen-
amtes (RPA) zur Umsetzung der Doppik und Einfiihrung der Umsatzsteuer in den Kir-

chenkreisen berichten lassen. (vgl. Nr. 18)

Das RPA hat erldutert, dass der Einflihrung der Doppik die Annahmen zugrunde liegen,
dass mehr Transparenz geschaffen und Nachhaltigkeit gesichert wird, eine bessere
Zielorientierung mdglich ist, die Generationengerechtigkeit geférdert und Uneinheit-
lichkeiten beseitigt werden. Im Jahr 2009 starteten die ersten Pilotkirchenamter mit
der Doppik. Im Jahr 2020 missten ca. 1 500 Eréffnungsbilanzen erstellt worden sein;

tatsachlich sind bisher ca. 980 Bilanzen erstellt worden.
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Es gab einen sprunghaften Anstieg der zur Prifung vorgelegten Eréffnungsbilanzen
vom Jahr 2017 zum Jahr 2018. Dies steht im Zusammenhang mit der zu diesem Zeit-
punkt eingesetzten Bonifizierungsaktion der Landeskirche bei zeitgerechter Vorlage der

Eréffnungsbilanzen.

Auch bei den Jahresabschllissen zeigt sich eine erhebliche Differenz zwischen den tat-
sachlich zu erstellenden Jahresabschliissen und den letztendlich zur Prifung vorgeleg-
ten Jahresabschliissen. So hatten im Jahr 2021 ca. 8 600 Jahresabschliisse zur Priifung
vorgelegt werden missen; tatsachlich geprift wurden jedoch nur ca. 1 600 Jahres-

abschlisse.

Als Herausforderung bei der Einfihrung der Doppik hat das RPA die Felder "Personal”,
"Prozesse", "Leitung", "Rahmen" und "System" benannt. Im Bereich des Personals
steigt der Bedarf an Stellen erheblich und auch Fortbildungen, die benétigt werden,
erfolgen nicht ausreichend. Es ergibt sich eine hohe Aufgabenkonzentration auf ein-
zelne Mitarbeitende. Die Rahmenbedingungen bilden die Rechtsnormen, die sich oft

parallel zur EinfiUhrung der Doppik entwickelt haben und laufend bearbeitet wurden.

Das RPA hat zusammenfassend zur Umstellung der Doppik festgestellt, dass sich der
Prozess noch in der Umsetzung befindet, es weiterhin Herausforderungen gibt, aber
auch neue Steuerungsmdglichkeiten durch die Doppik entdeckt worden sind und es
Vereinfachungen gegeben hat. Eine Herausforderung bleibt zudem der Umgang mit

dem Erstellungs- und Priifungsstau bei Jahresabschlissen und Eréffnungsbilanzen.

Das RPA hat zur Umstellung der Umsatzsteuer in den Kirchenkreisen erklart, dass es
aktuell kein einheitliches Vorgehen im Bereich der Umsatzsteuer gibt. Zur Vorbereitung
wurden Einnahmerevisionen gestartet, aber z.T. noch nicht abgeschlossen und die Ein-
stellung von geeignetem Personal vorgenommen. Zudem wurden technische Losungen
eingefiihrt und Prozesse angepasst. Das RPA hat verschiedenste Risikofelder vorge-
stellt, die bei EinfiUhrung der Umsatzsteuer bestehen kénnen. Die Einfliihrung eines
sogenannten Tax-Complient-Management-Systems, das als sogenannte "Leitplanke"

flir Fehler bei der Umsetzung der Umsatzsteuer wirkt, ist denkbar.

LSA und Finanzausschuss haben eine mdgliche Amnestie flir die Erstellung von

Eréffnungsbilanzen diskutiert.

Dazu hat der LSA den Finanzausschuss beauftragt, eine mégliche Amnestie-Rege-

lung fir Eréffnungsbilanzen (z.B. fir einen Zeitraum von 2012 bis 2016) sowie
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eine weitere Bonifizierung zur Beschleunigung der Prifung fir Schlussbilanzen zu
prifen. Des Weiteren soll der Finanzausschuss die Voraussetzungen fir ein Tax-

Complient-Mangement-System beraten. Dem LSA ist zu berichten.

18. Jahresabschluss fiir das Haushaltsjahr 2020

Der LSA und der Finanzausschuss haben in einer gemeinsamen Sitzung mit den

zustandigen Vertretern des LKA Uber den Jahresabschluss flir das Haushaltsjahr 2020

beraten.

Die Kirchensteuerertrage sind im Jahr 2020 mit einem Rlickgang von 24,8 Mio. Euro
gegeniber dem Vorjahr deutlich besser ausgefallen als beflirchtet. Insgesamt liegen
die Ertrége in Hohe von 668 Mio. Euro auf gleichem Niveau wie im Vorjahr. Allerdings
fuhrt der erhéhte Personalaufwand vor allem durch den Anstieg der Versorgungslasten
um 429,7 Mio. Euro zu einem negativen Jahresergebnis in der Ergebnisrechnung von
396 Mio. Euro.

Die Deckungsrickstellung der Norddeutschen Kirchlichen Versorgungskasse (NKVK)
zur Versorgung der Pfarrerinnen und Pfarrer sowie Kirchenbeamtinnen und Kirchen-
beamten ist turnusmaBig neu berechnet worden. Eingeflossen sind die Faktoren Bio-
metrie mit neueren Heubeck-Tabellen, eine mit 2 % veranderte Dynamik, die Absen-
kung des Rechnungszinses von 3,75 % auf 3,0 % auf der Passivseite der Bilanz, sowie
die Kalkulation der Kapitalmarktrendite mit 2,4 % bis zum Jahr 2030 und ab 2030 mit
3,0 %. Die Berechnungen decken sich mit den Empfehlungen der EKD flir die kirch-
lichen Versorgungskassen. Der Beitragssatz der NKVK steigt in den nachsten Jahren
auf 80 % und der Ruhegehaltssatz liegt bei 71,75 %. Insbesondere die aufgrund der
Kapitalmarktsituation notwendige Reduzierung des Rechnungszinses flihrt zu einer
Erhéhung der Deckungsliicke in der Versorgungskasse, deren Anteil fir die Landeskir-
che Hannovers 448,5 Mio. Euro ausmacht. Abgezinst auf das Jahr 2021 und unter
Berlcksichtigung der laufenden Beitragszahlungen hat die Landeskirche Rickstellun-

gen fir Versorgung und Beihilfe in H6he von 1 267,5 Mio. Euro zu bilanzieren.

Durch das Ausbringen der Haushaltssperre, die ungeféahr 12 Mio. Euro an Einsparungen
bewirkt hat, sowie weiterer Pandemie-bedingter Einsparungen (z.B. ausgefallene Ver-
anstaltungen) konnten im Jahr 2020 insgesamt rund 60 Mio. Euro an Einsparungen
gegeniiber der Planung erzielt werden. Hiervon werden rund 27 Mio. Euro zur Ubertra-

gung in das nachste Jahr vorgesehen.



AKTENSTUCK NR. 3 D SEITE 17

Die Gesamtergebnisrechnung weist somit nach ordentlichen Ertrdgen von
667 971 478,38 Euro, ordentlichen Aufwendungen von 1 063 939 523,83 Euro und
Finanzertragen von 20 069 015,07 Euro ein ordentliches negatives Ergebnis von
375 899 030,38 Euro aus. Nach Riicklagenbewegungen und Verrechnung von Haus-
haltsresten ergibt sich ein negatives Bilanzergebnis von 284 153 438,44 Euro. Dieses
wird ausgeglichen durch:

Die Auflésung des Vermogensgrundstocks: 80 581 162,13 Euro

Die Auflésung des Ergebnisvortrags aus dem Vorjahr: 5 005 874,39 Euro

Die Bildung der Position "Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag":
198 566 401,92 Euro.

Im Rahmen der Haushaltssperre 2020 wurden auch die Mittel flir Tarifsteigerungen,
die zusatzlich zur im Haushalt veranschlagten Gesamtzuweisung fir die Kirchenkreise
vorgesehen waren, gekirzt. Nachtraglich hat das Landeskirchenamt diese Mittel als
Rechtsverpflichtung (analog zu anderen externen Verpflichtungen) anerkannt und in
Hoéhe von 1,94 Mio. Euro eine Rickstellung zum Jahresabschluss gebildet, sodass die
Mittel im Jahr 2021 an die Kirchenkreise nachtréglich ausgezahlt werden kénnen. Das
Zuweisungsvolumen ist im Jahr 2021 zusatzlich anzupassen, da die Steigerung der
Versorgungskassenbeitrdage fiir die Kirchenbeamtinnen und Kirchenbeamten auf Kir-
chenkreisebene nicht in der Planung bertcksichtigt wurde, aus diesem Grund wird es
bei der Gesamtzuweisung zu einer Uberschreitung von rund 400 000 Euro im Jahr 2021

kommen.

Die Vermoégenslage und das Bilanzbild der Landeskirche &ndert sich mit der Erhéhung
der Versorgungsriickstellung deutlich. Das Reinvermdgen wurde um 182,7 Mio. Euro
verringert und zusatzlich wird ein nicht durch Reinvermdgen gedeckter Fehlbetrag
in Héhe von 198,6 Mio Euro ausgewiesen. Im Einzelnen wurde auf der Passivseite
aufgelost

- der Vermdgensgrundstock (-80,6 Mio. Euro)

- Anpassung der Pflichtriicklagen auf die gesetzlich vorgeschriebene Mindesthéhe
e Betriebsmittelrticklage (-11 Mio. Euro)
e Ausgleichsriicklage (-1,9 Mio. Euro)

- Auflésung freie Ricklage (-70,4 Mio. Euro)

- Reduzierung zweckgebundene Riicklagen
e Diakonie-Krisen-Fonds (-6,0 Mio. Euro)

e Clearing-Ricklage (-7,8 Mio. Euro)

- Auflésung des Vortrages aus dem Jahr 2019 (-5,0 Mio. Euro)
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Weitere Riicklagen in H6he von 432,5 Mio. bleiben vorhanden. Dies sind sowohl die
gesetzlichen Pflichtriicklagen wie auch die Risikoriicklage. Damit ist die finanzielle
Handlungsfahigkeit der Landeskirche gewahrleistet. Eine komplette Finanzdeckung der
Rickstellungen ist zz. nicht notwendig, da die Pensionsriickstellungen erst in den
nachsten Jahrzehnten féllig werden. Die Landeskirche sollte den Fehlbetrag auf der
Aktivseite von rd. 200 Mio. Euro in den kommenden Jahren sukzessive abbauen. Dabei
ist an einen langfristigen Zeitraum (20 Jahre) gedacht. Damit ergibt sich ein kirchen-

typisches Bilanzbild, das auch in anderen Gliedkirchen zu finden ist.

Das LKA hat im Risikobericht vor allem auf die gesamten Versorgungsverpflichtungen
hingewiesen, die insgesamt (NKVK, Zusatzversorgungskasse - ZVK, Beihilfe) auf knapp
5 Mrd. Euro gestiegen sind. In der ZVK als unselbststandige Einrichtung der Landes-
kirche sind auch 100 000 Personen aus der Diakonie mitversichert. Die Versorgungs-
systeme sind stabil und langfristig ausfinanziert, eine weitere Steuerung bei neuen
versicherungsmathematischen Parametern (z.B. Kapitalmarktzins, Biometrie) wird

aber unerlasslich sein.

Weitere Risiken flir die Landeskirche ergeben sich aus der Kirchensteuerentwicklung,
dem Gebaudebestand und den Personalkosten, hier insbesondere bei dem drittfinan-

zierten Bereich der Kindertagesstatten.

Zur Vermdgensanlage hat das LKA erldutert, dass die Entwicklung an den Kapitalmark-
ten trotz Corona gut ist. Die langfristigen Renditen sinken jedoch. Die Wertentwicklung
des landeskirchlichen Masterfonds mit einem Volumen von 1,4 Mrd. Euro hat im Jahr
2020 rd. 4 % betragen. Das Vermodgen ist ca. zu einem Drittel in Aktien, einem Drittel
in Renten und einem Drittel in Immobilien/Strukturinvestments angelegt. Der Master-
fonds beinhaltet gegenliber der Bilanzierung rund 185 Mio. Euro stille Reserven, um
Schwankungen in den Markten abfedern zu kénnen. Der Masterfonds der ZVK hat zum
Jahresabschluss einen Marktwert von 2,19 Mio. Euro und weist gegenlber der Bilan-

zierung stille Reserven in H6éhe von 179,3 Mio. Euro aus.

Das LKA hat zum Jahresabschluss erldutert, dass die Landeskirche dem ELM vor einigen
Jahren eine Versorgungszusage von 10 Mio. Euro gegeben hat. Ohne diese Blrgschaft
ware das Missionswerk aufgrund der eigenen Versorgungszusagen von 25 Mio. bis 30
Mio. Euro Uberschuldet. Die Ubernahme der Erfiillungsverpflichtung I6st keinen Finanz-
vorgang aus, bei zusatzlichen Aufwendungen fir die Landeskirche musste geprift wer-
den, diese mit dem Zuschuss an das ELM zu verrechnen. Die Lésung der Ubernahme
der Erflillungsverpflichtung ist eine Losung, die damals mit Finanzausschuss und LSA

beschlossen worden ist.
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Der LSA und der Finanzausschuss haben zahlreiche Riickfragen zu den einzelnen

Abschnitten des Jahresabschlusses gestellt.

Der LSA und der Finanzausschuss haben in der Aussprache darauf hingewiesen,

dass das Thema Versorgung auch im Zukunftsprozess zu bedenken ist und ggf.

Strukturdnderungen nétig sind.

Der LSA hat auf Empfehlung des Finanzausschusses gemaf Artikel 49 Absatz 2

Nummer 8 der Kirchenverfassung folgende Beschliisse gefasst:

1.

Die in den Erlauterungen zum Jahresabschluss unter Buchstabe a. aufgefiihrte
Uberschreitung in Héhe von 451 487 168,05 Euro, insbesondere bedingt durch
die Buchung einer nicht finanzgedeckten Riickstellung fir die Versorgung/Bei-
hilfeverpflichtungen in Héhe von rd. 448,5 Mio. Euro (analog des Haushalts-
jahres 2018), sowie die zwei weiteren anzeigepflichtigen Uberschreitungen

werden zustimmend zur Kenntnis genommen.

Die Gesamtuberschreitung betragt 458 560 350,30 Euro.

Die Uberschreitung der Kostenstelle 1000-76140 - Kiiche/Kantine/Sitzungs-

dienst in H6he von 193 652,65 Euro wird beschlossen.

Die Uberschreitung kommt dadurch zustande, dass die Personalaufwendungen
fur die Mitarbeitenden in dem Bereich bereits ab dem Haushaltsjahr 2019 bei
Kostenstelle 1000-76100 - Landeskirchenamt veranschlagt sind. Insoweit
handelt es sich um keine Mehraufwendungen. Dieser Beschluss wiederholt sich
dem Inhalt nach wie zum Jahresabschluss 2019 (bedingt durch den Doppel-
haushalt).

Die Uberschreitung bei der Kostenstelle 1000-76300 - Verwaltungsstelle

Loccum in H6he von 371 659,73 Euro wird beschlossen.

Die Uberschreitung ist durch pandemiebedingte Ausfdlle bei der "Hauswirt-
schaft" der Verwaltungsstelle Loccum bedingt. Die Gbrigen Loccumer Einrich-
tungen verzeichnen durch die ausgefallenen Veranstaltungen Ersparnisse, die
im Rahmen des Jahresabschlusses 2020 an die Landeskirche zurlickgefiihrt

wurden. Insoweit gibt es keine Mehraufwendungen.

Im Ergebnis werden alle landeskirchlichen Tagungshduser wie das Michaelis-
kloster Hildesheim, das Hanns-Lilje-Haus Hannover und das Kloster Bursfelde
verfahrenstechnisch gleich behandelt. Auch hier gab es Ausfiélle, die allerdings

nicht anzeige- bzw. zustimmungspflichtig sind.
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4,

10.

Die Uberschreitung bei der Kostenstelle 1000-95100 - Sonstige landeskirch-

liche Einrichtungen in Hohe von 271 433,30 Euro wird beschlossen.

Es handelt sich dabei um Rechtsverpflichtungen gegeniber der NKVK aus der
Endabrechnung der Versorgungskassenbeitrage 2019 und 2020 (bedingt auch
hier durch den Doppelhaushalt wie im Jahresabschluss 2019 eine Uberschrei-

tung, allerdings um rd. 150 000 Euro geringer).

Es wird beschlossen, die zweckgebundenen Haushaltsreste gemaB der "Liste
der Ubertragungen" in Héhe von 27 307 406,46 Euro auf das Haushaltsjahr
2021 zu Ubertragen.

Die Ubertragungen wurden im Rahmen des Jahresabschlusses 2020 bean-
tragt. Ihnen liegen ausfiihrliche und nachvollziehbare Begrindungen zu-
grunde. Der H6he nach konnte das Niveau vom Jahresabschluss 2019 trotz
pandemiebedingter hdherer Einsparungen und damit Rdckfihrungen nicht
verbrauchter Mittel an den landeskirchlichen Haushalt in etwa gehalten

werden.

Es wird beschlossen, das Bilanzergebnis in Hohe von 198 566 401,92 Euro auf
der Aktivseite der Bilanz unter der Position "Nicht durch Reinvermégen

gedeckter Fehlbetrag" auszuweisen.

Es wird beschlossen, kinftige nicht mehr bendtigte Mehrertrage und Haus-
haltsersparnisse nach Mdéglichkeit vorrangig zum Abbau des Aktivpostens
"Nicht durch Reinvermdégen gedeckter Fehlbetrag" nach Beschluss zu Nr. 7

dieses Jahresabschlusses 2020 zu verwenden.

Die Ubertragung von nicht in Anspruch genommenen Investitionsmitteln 2020
in Héhe von 6 965 100 Euro und entsprechender Verstarkung der Ansdtze
2021 wird beschlossen.

Der Jahresabschluss wird wie vorgelegt beschlossen.

Die Bilanz und die Gesamtergebnisrechnung des Riicklagenfonds - Gemein-

dekennziffer (GKZ) 1200 - wird zur Kenntnis genommen.

19. Bericht liber die Sprengelkonferenzen zur Finanzplanung

Der LSA hat sich vom LKA einen ersten Zwischenbericht zum laufenden Planungspro-

zess im Jahr 2021 geben lassen.
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20.

Dabei hat das LKA Uber die sieben digital durchgefiihrten Sprengelkonferenzen von
Januar bis Marz 2021 sowie die vier Veranstaltungen zur Prozessgestaltung und
-begleitung von August bis Oktober 2020 berichtet. Auch hat das LKA zu den bisher
gewonnenen Erkenntnissen aus den laufenden Planungsprozessen in den Kirchenkrei-

sen und moglichen Konsequenzen daraus flir den weiteren Prozess berichtet.

Der LSA hat einige Rickfragen gestellt und die Ausfihrungen des LKA dankend

zur Kenntnis genommen.

III.
Baufragen

Mitfinanzierung von Neubauvorhaben von Kirchengemeinden durch die Landeskirche
im Haushaltsjahr 2021

Das LKA hat den LSA um Zustimmung zu einer Einzelzuweisung flir die Finanzierung

eines Neubauvorhabens im Haushaltsjahr 2021 gebeten. Die Neubauvorhaben werden
dem LSA nach "Liste A" und "Liste B" aufgeteilt vorgelegt. Bei den Neubauvorhaben
der Liste A werden die landeskirchlichen Vorgaben eingehalten und der LSA nimmt
diese zur Kenntnis. Bei den Neubauvorhaben auf der Liste B werden die zuldssigen
Hochstflachen in analoger Anwendung der Gemeindehausbauvorschriften bzw. Pfarr-

hausbauvorschriften tUberschritten.

Die Liste A enthalt insgesamt vier Vorhaben, den Neubau eines Gemeindehauses mit
Dienstraumen in der Kirchengemeinde Afferde, den Neubau eines Gemeindehauses
in der Kirchengemeinde Raddestorf sowie den Neubau eines Pfarrhauses in der
Kirchengemeinde Vilsen und den Neubau eines Gemeindehauses mit Dienstraumen in
der Kirchengemeinde Reepsholt. Die Einzelzuweisungen der Liste A liegen insgesamt
bei 774 194,46 Euro.

Die Liste B enthalt ein Neubauvorhaben. Dabei handelt es sich um den geplanten Neu-
bau des Gemeindehauses mit Dienstraumen der Kirchengemeinde Immensen, wobei
es zu einer Flachenlberschreitung kommt. Aufgrund der konkreten Umstdnde des Ein-
zelfalls soll dennoch eine Bezuschussung erfolgen. Die dafiir geplante Einzelzuweisung
und damit die Summe der Liste B liegt bei 150 000 Euro.

Der LSA hat die in der Liste A aufgeflihrten BaumaBnahmen zur Kenntnis genom-

men und der in der Liste B aufgefihrten BaumaBnahme zugestimmt.
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21.

22.

Iv.

Personalfragen

Errichtung einer kw-Stelle im Amt fir Bau- und Kunstpflege Hildesheim mit Sitz in
Goéttingen

Das LKA hat dem LSA hierzu berichtet und um Zustimmung zur Errichtung einer kw-
Stelle im Teilergebnishaushalt 1000-76200 (Amter fiir Bau- und Kunstpflege) gebeten.

Die Stelle soll zur Entlastung der angespannten Personalsituation im Amt fir Bau- und

Kunstpflege Hildesheim mit Sitz in Géttingen eingerichtet werden.
Der LSA hat seine Zustimmung zur Errichtung einer Stelle E 14 TV/L mit kw-Ver-
merk im Teilergebnishaushalt 1000-76200 erteilt, die dann dem Amt fir Bau- und

Kunstpflege Hildesheim zugeordnet wird.

Errichtung einer Stelle fir den 6rtlich Beauftragten fiir den Datenschutz fiir den Bereich

der Landeskirche
Das LKA hat den LSA um Zustimmung gebeten und berichtet. GemaB § 36 des Kir-

chengesetzes Uber den Datenschutz der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD

Datenschutzgesetz - DSG-EKD) sind bei verantwortlichen Stellen 6rtlich Beauftragte
flir den Datenschutz zu bestellen. Die 6rtlich Beauftragten sind zur Wahrnehmung ihrer
Aufgaben von ihren sonstigen dienstlichen Tatigkeiten im erforderlichen Umfang unter
Fortzahlung des Entgelts freizustellen. Im Bereich der Landeskirche und ihrer unselb-
standigen Einrichtungen ist hierfur ein Stundenumfang im Umfang einer vollen Stelle
ermittelt worden. Um eine gegenseitige Vertretung sicherzustellen, ist im Bereich der
Landeskirche die Bestellung von zwei 6rtlich Beauftragten fiir den Datenschutz im

Umfang von jeweils einer halben Stelle erfolgt.

Infolge der Freistellung der Datenschutzbeauftragten im Umfang von jeweils einer
halben Stelle entsteht wiederum ein Personalbedarf fir Vertretungskrafte im Umfang
einer vollen Stelle. Mittel hierfir stehen im landeskirchlichen Haushalt im Titel 1000-
77200 unter Nr. 10 bereit, aber eine entsprechende Stelle steht nicht zur Verfligung.
Um eine dauerhafte Vertretung der Datenschutzbeauftragten sicherzustellen, soll eine
entsprechende Stelle im Stellenplan des landeskirchlichen Haushalts im Titel 1000-
95200 (Sonstiger Bereich) errichtet werden. Die Finanzierung ist aus den genannten

Mitteln sichergestellt.

Das LKA hat weiter erléutert, dass die eine halbe Stelle ausgeschrieben werden soll,
wahrend die andere halbe Stelle bereits durch einen Mitarbeitenden des LKA besetzt

werden konnte.
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23.

24.

25.

Der LSA hat seine Zustimmung erteilt, dass fir den zu bestellenden ©&rtlich
Beauftragten fir den Datenschutz flir den Bereich der Landeskirche mit sofortiger
Wirkung im Titel 1000-95200 eine Stelle nach E 11 TV/L errichtet wird. Die Finan-

zierung soll wie erlautert aus dem Titel 1000-77200 erfolgen.

Zustimmung zu den Grundsatzen der Personalausstattung und -entwicklung des

Landeskirchenamtes und seiner Einrichtungen

Der LSA hat bereits Uber die Grundsatze der Personalausstattung und -entwicklung
gemeinsam mit dem LKA beraten und der Landessynode dazu bereits mit Aktenstiick
Nr. 3 C berichtet. GemafB Artikel 58 Absatz 2 Nr. 8 der Kirchenverfassung beschlieB3t
das LKA die Grundsatze seiner Personalausstattung und -entwicklung mit Zustimmung
des LSA.

Der LSA und das LKA haben sich darauf verstandigt, dass, sollte es zukinftig zu
Veranderungen in den Grundsatzen der Personalausstattung und -entwicklung
kommen, diese erneut durch das LKA im LSA vorgestellt werden. Auf jeden Fall
soll die Thematik aber zumindest einmal im Verlauf der sechsjahrigen Amtszeit

des Gremiums beraten werden.

Der LSA hat den Grundsdtzen der Personalausstattung und -entwicklung des

Landeskirchenamtes und seiner Einrichtungen zugestimmt.

Ergebnisse der Arbeitsgruppe "Funktionaler und parochialer Pfarrdienst"

Das LKA hat dem LSA (ber die Beratungen und Ergebnisse der Arbeitsgruppe berichtet.
Aufgabe der Arbeitsgruppe ist gewesen, praktische MaBnahmen zur Annaherung und

Zusammenarbeit von funktionalem und parochialem Pfarrdienst zu entwickeln.

Der LSA hat das LKA gebeten, die Ergebnisse der Arbeitsgruppe als Bericht des

Landeskirchenamtes in die Landessynode einzubringen.

VI.

Antrage und Eingaben

Beratung des Antwortschreibens des LKA auf die Eingabe von Frau Uta von Hdrsten,

Bad Fallingbostel vom 12. Marz 2021 betr. Bericht der kirchenunabhdngigen Unter-

suchung in der Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Dionysius Bad Fallingbostel

Die Eingabe der Frau von Hérsten hat der 25. Landessynode wahrend ihrer X. Tagung
vorgelegen und diese hat beschlossen, sie dem LKA mit der Bitte um Beantwortung

nach einer gemeinsamen Beratung mit dem Landessynodalausschuss zu Gberweisen.
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Das LKA hat dem LSA den Entwurf seines Antwortschreibens vorgelegt und einige

erganzende Erlauterungen gegeben.
Der LSA hat die getroffenen Schilderungen nachvollziehen kdnnen und dem

Antwortschreiben des LKA an Frau von Horsten zugestimmt und dem LKA flr die

Bearbeitung gedankt.

VII.
Sonstiges

26. Ubernahme der Tragerschaft fiir neue Kindertageseinrichtungen durch kirchliche

Kdrperschaften
Die 25. Landessynode hat wahrend ihrer XIII. Tagung am 29. November 2019 das LKA

gebeten zu prifen, unter welchen Umstanden es trotz des bestehenden Moratoriums
ermdglicht werden kann, dass Kindertagesstattenverbande, Kirchenkreise als Uberge-
meindliche Trager und auch Einrichtungen der unternehmerischen Diakonie neue
Tragerschaften fir Kindertagesstatten ibernehmen kénnen oder welche Entscheidun-
gen die 26. Landessynode treffen muisste, um dies umsetzen zu kénnen. Dem LSA

sollte berichtet werden.

Das LKA hat dem LSA berichtet und erlautert, dass das Thema zunachst im Diakonie-
ausschuss und anschlieBend im Kolleg des LKA beraten worden ist. Dies hat eine Auf-
hebung des Moratoriums zur Ubernahme neuer Trégerschaften fiir Kindertageseinrich-
tungen durch kirchliche Kérperschaften beschlossen. Eine Genehmigung der Uber-

nahme soll nur unter bestimmten Voraussetzungen erteilt werden.

Der LSA hat die Ausfiihrungen des LKA zur Kenntnis genommen und die vorsich-

tige Offnung des Moratoriums begriiBt.

27. Durchfiihrung der IV. Tagung der 26. Landessynode

Der Prasident der Landessynode hat dem LSA die erfolgten vorbereitenden Arbeiten im
Bilro der Landessynode zur Tagung vorgestellt und hat insbesondere Uber die Schwie-
rigkeiten einer verlasslichen Auskunftsbeschaffung bei stdndig wechselnden Rahmen-

bedingungen (Pandemielage) berichtet.

Im Einzelnen hat er dem LSA die Ergebnisse zur Durchfiihrung einer Tagung

e in Prasenz
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e als digitale Veranstaltung
e als hybride Veranstaltung

vorgestellt und erlautert.

Der LSA hat dem Vorliegen eines Ausnahmefalls nach § 32 a Absatz 2 des
Landessynodalgesetzes zugestimmt und stellt damit sein Einvernehmen zu dem
gefassten Beschluss des Prasidiums der Landessynode Uber die Durchfiihrung

einer digitalen Tagung her.

28. Berichte aus Ausschiissen

Der LSA hat sich wahrend seiner Sitzungen regelmaBig (ber die Beratungen der

Ausschiisse ausgetauscht.

29. Bericht zur aktuellen Corona-Lage
Das LKA hat dem LSA aus der Arbeit des Krisenstabes und der Taskforce im LKA

berichtet. Die Arbeit unter den Bedingungen der Corona-Pandemie und auch die

Pandemie insgesamt bringen flr die Arbeit der Kirche und Diakonie nach wie vor groBe
Herausforderungen mit sich. Kirche und Diakonie wollen weiterhin den Aspekt der
seelischen Gesundheit und der damit verbundenen Seelsorge mit in den Fokus der

Diskussion um die Folgen der Pandemie bringen.

Der LSA hat gegenliber dem LKA Zustimmung und Dank fir die Empfehlungen der
Landeskirche geduBert und begriBt, dass es sich stets nur um Empfehlungen
handle, da gute Entscheidungen am besten vor Ort unter den gegebenen Bedin-
gungen und unter Beachtung der geltenden Landesverordnung getroffen werden

konnen.

30. Gesprach mit dem Herrn Landesbischof

Der LSA hat sich zu einem Gesprach mit Herrn Landesbischof Meister getroffen. Der
Landesbischof hat u.a. von den Eindriicken, die er bei seinen bisherigen Besuchen in

Kirchengemeinden anlasslich der Ubergabe der Osterkerzen gewonnen hat, berichtet.

Der LSA hat mit dem Landesbischof auch Uber das Thema "Kirche und Corona" Uber

Fragen des anstehenden Zukunftsprozesses gesprochen.

Der LSA und der Herr Landesbischof haben die Méglichkeiten der konstruktiven und

regelmaBigen Kommunikation unter den kirchenleitenden Organen erértert.
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31.

32.

33.

Der LSA hat in diesem Zusammenhang vorgeschlagen, die Idee eines Austausches
Uber die gegenwartige Kenntnisnahme von Protokollen hinaus wieder aufzuneh-
men und im Rahmen von Entscheidungen und der Umsetzung von Prozessen mit-
einander zu kommunizieren und den Austausch nicht erst im Rahmen der Vorlage

von Beratungsunterlagen zu starten.
Zudem hat der Landesbischof tiber die Entscheidung des Missionsausschusses des ELM,
die Studiengange der Fachhochschule fir Interkulturelle Theologie (FIT) mit einer

Ubergangszeit von vier Jahren auslaufen zu lassen, berichtet.

Treffen der kirchenleitenden Organe

Der LSA hat sich im Anschluss an sein Gesprach mit dem Landesbischof dazu entschie-
den, die Idee zu einer Kommunikationstagung der kirchenleitenden Organe aufzugrei-
fen und die Vorbereitung eines solchen Treffens zu ibernehmen. Das Treffen der kir-
chenleitenden Organe soll auf Einladung des LSA erstmals von Freitag, dem 7. Oktober
bis Samstag, dem 8. Oktober 2022 in der Tagungsstatte in Loccum stattfinden. Zur
Vorbereitung und weiteren Planung hat der LSA eine Vorbereitungsgruppe eingesetzt.
Diese soll im weiteren Planungsverlauf fir Vertreterinnen und Vertreter der anderen
kirchenleitenden Organe gedffnet werden. In dieser Vorbereitungsgruppe arbeiten
zunachst mit: Frau Breyer (als Gast des LSA), Frau Furche, Herr Koepsel und Frau
Olearius. Ein Herantragen von Ideen an die Vorbereitungsgruppe ist jederzeit méglich.

Die Vorbereitungsgruppe wird dem LSA regelmaBig Gber ihre Beratungen berichten.

Schreiben des Landesbischofs vom 8. Dezember 2020 zur Planung eines Deutschen

Evangelischen Kirchentages (DEKT) im Jahr 2025 in Hannover

Der LSA hat das Schreiben des Landesbischofs vom 8. Dezember 2020 zur geplanten

Einladung des DEKT nach Hannover zur Kenntnis genommen.

Schreiben von Herrn Dr. Moser vom 12. November 2020 zur Frage der Erstattung von

Kirchensteuern

Das LKA hat dem LSA im Zusammenhang mit dem Schreiben des Herrn Dr. Moser
einige Erlauterungen zu den Regelungen zum Erlass von Kirchensteuern, die nach dem

Beschluss der Landeskirchensteuerbeschliisse 2021 und 2022 mdglich sind, gegeben.

Der LSA hat das Schreiben gemeinsam mit dem LKA beraten und zur Kenntnis

genommen.
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34. Bericht der landeskirchlichen Pressestelle

Der LSA hat sich in seinen Sitzungen regelmaBig Uber das aktuelle Pressegeschehen

berichten lassen.

Bei der Einbringung des Aktenstlickes soll voraussichtlich auf Folgendes naher eingegangen
werden:

- Bericht Uber die Prifung der Jahresabschliisse 2018 und 2019 (Ziffer 11)

- Jahresabschluss fiir das Haushaltsjahr 2020 (Ziffer 18)

- Versorgungsleistungen der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers (Ziffer 18)
- Treffen der kirchenleitenden Organe (Ziffer 31)

- Situation des Ev-luth. Missionswerkes in Niedersachsen (ELM)

Surborg
Vorsitzender

Anlage



AKTENSTUCK NR. 3 D

Anlage

IV. PROFUNGSERGEBNIS

Gegenstand der Prifung waren die von der Ev.-luth. Landeskirche Hannovers fir die
Haushaltsjahre 2018 und 2019 vorgelegte Jahresabschlisse des zentralen Haus-
halts.

Im Ergebnis der Prifung wird durch das ORA folgendes bestatigt:

+ Die in den Jahresabschiissen 2018 und 2019 ausgewiesenen Beirdge stim-
men mit den Bachem dberein und sind ordnungsgemal belegt.

+* Die Rechnungslegung entzpricht weitgehend den gesetzlichen Anforderun-
gen. Einschrankungen ergeben sich insbesondere aus der Unvollstandigkeit
von Haushaltsplanung und Jahresabschidssen. Ungeachitet dessen vermitteln
die Ergebnigrechnungen und die Schiusshilanzen ein zutreffendes Bild von
der Ergebnis-, Finanz- und Vermogenslage der Landeskirche, soweit diese
durch den zentralen Haushalt (GKZ 1000) erfasst werden.

+ Die fur das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen malkgeblichen Best-
immungen sind in Bezug auf den zentralen Haushalt (GKZ 1000) eingehalten
worden.

Drer Vollsténdigkeit halber weist das ORA auf die (bekannte) Zergliederung des lan-
deskirchlichen Haushalies und seine diegbeziglichen Ausflihrungen im Jahresbericht
2011 (Abschnitt 11l Tz. 2) und im Jahresbericht 2010 (Abschnitt || Tz. 2 und Abschnitt
Il Tz 1.1} hin. Eine vollstandige Beurteilung der Ergebniz-, Finanz- und Vermigens-
lage der Landeskirche ist inscfermn nicht maglich.

70

SEITE 28
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Entlastung

Mach Artikel 49 Abs. 3 Nr. 9 KVerf gehdrt es zu den Aufgaben des Landessynodal-
ausschusses (ber die Entlastung des LKA zu entzcheiden. Dabei ist nach § 85 Abs. 1
5.1 HO-Doppik die Entlastung zu ereilen, wenn die prifende Stelle bestatigh,
.--- dass keine wesentlichen Beanstandungen vorliegen oder dass die Beanstandun-
gen ausgeraumt sind®.

Das ORA ist der Auffassung, dass die in vorstehendem Bericht getroffenen Feststel
lurgen nicht gegen eine Entlastung des Landeskirchenamtes sprechen.

Hannower, den 18. Januar 2021

(OKR WEITZENBERG)
OBERRECHNUNGSAMT DER

EVANGELISCHEN KIRCHE IN DEUTSCHLAND
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	Hildesheim, 25. Mai 2021
	Der Landesynodalausschuss (LSA) erstattet für den Zeitraum von Dezember 2020 bis Mai 2021 folgenden Tätigkeitsbericht:
	Der LSA hat seine Zustimmung zur Rechtsverordnung nach Artikel 73 der Kirchenverfassung erteilt.
	II.
	Finanzfragen
	10. Freigabe der Mittel der Kostenstelle 1000-02106 Regionalzentren Kirchenmusik im  Teilergebnishaushalt 1000-02100 im Haushaltsplan für die Jahre 2021 und 2022
	Das LKA hat den LSA um Aufhebung des Sperrvermerkes bei der Kostenstelle 1000-02106 im Haushaltsplan für die Jahre 2021 und 2022 gebeten. Als Voraussetzung für die Freigabe der Haushaltsmittel ist im Haushaltsplan die Vorlage einer Konzeption vorgeseh...
	Der LSA hat die Aufhebung des Sperrvermerks an der Kostenstelle 1000-02106 im Haushaltsplan für die Jahre 2021 und 2022 gemäß Artikel 49 Absatz 2 Nr. 6 der Kirchenverfassung beschlossen.
	11. Bericht über die Prüfung der Jahresabschlüsse 2018 und 2019
	Der Prüfbericht des Oberrechnungsamtes der EKD (ORA) hat dem LSA und dem  Finanzausschuss vorgelegen. Gemäß Artikel 49 Absatz 3 Nr. 9 der Kirchenverfassung obliegt dem LSA u.a. die Entscheidung über die Entlastung des LKA. Bei der Beschlussfassung übe...
	Gegenstand der vom ORA durchgeführten Prüfung war zum einen die Rechnungslegung des zentralen Haushalts der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers für die Haushaltsjahre 2018 und 2019 sowie einzelner Sonderrechnungen. Dabei wurde  geprüft, ob...
	Weiterhin hat das ORA die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Landeskirche  geprüft. Das ORA hat in diesem Zusammenhang geprüft, ob die Kirche die ihr anvertrauten Mittel zweckentsprechend, wirtschaftlich und sparsam verwendet, in welchen Fällen von...
	In dem vorgelegten Prüfbericht wurden zwei Jahresabschlüsse gleichzeitig geprüft, was durch eine konzeptionelle Umstellung in der Erstellung der Jahresabschlüsse begründet ist. Zukünftig soll wieder ein zeitnaher Bericht erfolgen können.
	Das ORA hat einige einführende Erläuterungen gegeben und ist im Folgenden auf einige Punkte im Bericht besonders eingegangen. Das ORA hat festgestellt, dass die Rechnungslegung und Buchführung der Landeskirche nicht zu beanstanden sind und auch die Ka...
	Auf Nachfrage dazu erklärt das LKA, dass alle in der Kassengemeinschaft befindlichen Einrichtungen Jahresabschlüsse dafür erstellt haben müssen, dies bisher aber nicht der Fall ist. Für einzelne Buchungskreise kann kein Jahresabschluss erstellt werden.
	Die Jahresabschlüsse für die Jahre 2018 und 2019, so hat das ORA festgestellt, sind ordnungsgemäß und fristgerecht erstellt worden.
	Das ORA hat in seinem Prüfbericht zudem festgestellt, dass die Investitions- und  Finanzierungspläne für die Haushaltsjahre 2018 und 2019 nicht ausgeglichen sind und daher nicht den haushaltsrechtlichen Bestimmungen entsprechen. In den Investitions- u...
	Bei der Prüfung der unselbständigen Einrichtungen, die bisher als Sonderrechnung  geführt worden sind, hat das ORA festgestellt, dass die Haushaltspläne einiger Einrichtungen nicht den haushaltsrechtlichen Vorgaben für die Haushaltsplanung  entsprechen.
	Zudem hat das ORA in seinem Bericht festgestellt, dass die Jahresabschlüsse der  Sonderrechnungen nicht fristgerecht erstellt worden sind.
	Bei der Prüfung der Sonderrechnungen hat das ORA zudem festgestellt, dass innerhalb eines Jahresabschlusses das in der Ergebnisrechnung ermittelte Bilanzergebnis nicht mit dem in der Bilanz nachgewiesenen Bilanzergebnis übereinstimmt. Um dies zu verme...
	Anschließend an den allgemeinen Überblick über die Sonderrechnungen hat das ORA die Prüfung einzelner Sonderrechnungen genauer vorgestellt.
	Der LSA und der Finanzausschuss haben die Ergebnisse der Prüfung diskutiert.
	Der LSA hat daran erinnert, dass bei der Beratung über die Ordnung für die Evangelische Medienarbeit (EMA) kritisch angemerkt worden ist, dass das Kuratorium bei Haushaltsfragen nicht ausreichend beteiligt werde und somit das synodale Element fehlt. D...
	Der LSA und der Finanzausschuss haben mit dem LKA beraten, ob es möglich ist, die Sonderrechnungen zu einem früheren Zeitpunkt als vorgesehen in den landeskirchlichen Haushalt zu integrieren. Abschließend wurde dafür plädiert, den aktuellen Plan beizu...
	Beide Ausschüsse haben abschließend gemeinsam über die Entlastung des LKA beraten.
	Hierüber entscheidet nach Artikel 49 Absatz 3 Nr. 9 der Kirchenverfassung der LSA unter Beteiligung des Finanzausschusses der Landessynode. Eine Entlastung ist gemäß § 85 Absatz 1 Satz 1 der Rechtsverordnung über das Haushalts-, Kassen- und Rechnungsw...
	Der Finanzausschuss hat dem LSA empfohlen, dem LKA die Entlastung zu erteilen.
	Anschließend hat der LSA beschlossen, dem LKA nach Artikel 49 Absatz 3 Nr. 9 der Kirchenverfassung die Entlastung zu erteilen.
	Der LSA hat den Finanzausschuss im Rahmen der Beratungen über die Prüfung der Jahresabschlüsse gebeten, neue Regelungen für die Haushaltsbewirtschaftung der EMA und ggf. einer stärkeren Beteiligung des Kuratoriums zu beraten.
	15. Bericht zur Finanzlage und zur Kirchensteuerentwicklung
	Der LSA hat sich bei verschiedenen Gelegenheiten vom LKA über die Finanzlage der Evangelisch-lutherischen Landeskirche Hannovers berichten lassen.
	16. Diskussion über die Kürzung der Gesamtzuweisung im Anschluss an die III. Tagung der Landessynode
	Der LSA hat in zwei Sitzungen über eine Kürzung der Gesamtzuweisung an die Kirchenkreise im Jahr 2020 beraten und das Thema auch im Rahmen der Beratungen über den Jahresabschluss erörtert.
	19. Bericht über die Sprengelkonferenzen zur Finanzplanung
	Der LSA hat sich vom LKA einen ersten Zwischenbericht zum laufenden Planungsprozess im Jahr 2021 geben lassen.
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